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1953 


Drucksache 2898 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 175. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 30. November 1956 


1. Abgeordneter Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, die 

Dr. Bücher an verschiedenen Bundesstraßen, z. B. an der 

Bundesstraße Nr. 3 in der Gegend von Soltau, 
anzutreffenden Hinweisschilder mit dem Text 
„Nebenraum nicht befahrbar" oder „lose Sei** 
tenräume“ durch Schilder in deutscher Sprache 
zu ersetzen? 

2. Abgeordneter Hat der Herr Bundes Verteidigungsminister 

Frenzei beim Betrachten eines Lichtbildes des ihm per- 

sönlich unbekannten Professors an der Univer- 
sität Mainz, Dr. Bechert, die in Nr. 43 der 
„Neuen Illustrierten" vom 27. Oktober 1956 
abgedruckte Äußerung getan: „Gucken Sie sich 
mal dieses Gesicht an, der Mann ist fanatisch, 
zudem voller Geltungsbedürfnis und in seiner 
politischen Einstellung verdächtig“? 

Wie will der Herr Bundesyerteldigungsmini- 
ster, falls er ein Lichtbild zum Anlaß nahm, 
eine derart abfällige und verdächtigende Be- 
merkung zu machen, sein Verhalten rechtfer- 
tigen? 

Ist der Herr Bundesverteidigungsminister be- 
reit, sich entweder von der Veröffentlichung 
zu distanzieren oder zu entschuldigen? 

3. Abgeordneter Warum wird seitens der Deutschen Bundespost 

Dr. Budier nicht wieder die Möglichkeit geschaffen, Fest- 

zeitgespräche zu führen, wie es sie früher im 
Bereich der Deutschen Reichspost gab, und wie 
es sie auch heute zum Teil noch im Ausland 
gibt? 

4. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Anredeform 

Schmitt „Ihr" und „Euch“ in Tagesbefehlen des Bun- 

( Vockenhausen) desverteidigungsministers für richtig und bil- 
ligt sie, daß der Bundesverteidigungsminister 
„als Euer oberster Vorgesetzter“ es für richtig 
hält, Vertrauen zu „verlangen“? 
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5. Abgeordneter 

Pohle 

(Eckernförde) 


6. Abgeordneter 

Pohle 

(Eckernförde) 


7. Abgeordneter 

Pohle 

(Eckernförde) 


8. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


9. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


10. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


1 1 . Abgeordneter 

Kirchhoff 


Ist der Herr Bundesverteidigungsminister be- 
reit, dafür Sorge zu tragen, daß die Tageszei- 
tungen verschiedener politischer Richtungen, 
„Das Parlament“ sowie die Protokolle der Ple- 
narsitzungen des Deutschen Bundestages den 
Angehörigen der Bundeswehr in ihren Ge- 
meinschaftsräumen zur Einsichtnahme zur Ver- 
fügung stehen? 

Hält der Herr Bundesarbeitsminister die für 
die Kapitalisierung der Renten nach dem BVG 
bereitgestellten Mittel für ausreichend, oder 
gedenkt er nach den vorliegenden Anforderun- 
gen der Länder weitere Mittel beim Herrn 
Bundesfinanzminister anzufordern? 

Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, die 
Bundesvermögensverwaltung anzuweisen, ent- 
weder für eine Beseitigung der Trümmer der 
ehemaligen Wehrmachtliegenschaften in der 
Ostsee im Raum der Gemeinde Schwedeneck 
zu sorgen oder wenigstens, besonders in den 
Sommermonaten, eine ausreichende Absiche- 
rung zum Schutz der Badegäste vorzunehmen? 

In der Regierungserklärung zur Konjunktur- 
politik kündigte der Bundeswirtschaftsminister 
am 2. Juni 1956 an, daß die Bundesregierung 
im Zusammenhang mit der Rentenreform Vor- 
schläge zur Begünstigung solcher Arbeitneh- 
mer machen werde, die über die Altersgrenze 
hinaus berufstätig sind. 

Hat die Bundesregierung nunmehr diese Ab- 
sicht endgültig aufgegeben? 

Entspricht es den Tatsachen, daß die Richtig- 
keit des Gutachtens, das Dr. Heubeck im Auf- 
träge des Bundesfinanzministers über die 
finanziellen Auswirkungen der Rentenreform 
erstattet hat, von führenden Mathematikern 
der Sozialversicherung bestätigt wird? 

Hat das Bundes arbeitsministerium bereits eini- 
gen Rentnern mitgeteilt, mit welchen Renten- 
zahlungen sie vom 1. Januar 1957 an auf 
Grund der noch zur Beratung stehenden Ge- 
setzentwürfe rechnen können? 

Wann wird endlich die Zulassungsordnung für 
Ärzte und Zahnärzte erlassen? 

Ist beabsichtigt, Kriegsteilnehmern die Zulas- 
sung bevorzugt zu gewähren? 
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12. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die schwierigen Woh- 

Wienand nungsverhältnisse vieler ausländischer Diplo- 

maten im Bonner Raum bekannt? 

Liegen Nachrichten darüber vor, inwieweit 
diese Verhältnisse im Ausland einen ungün- 
stigen Eindruck erwecken oder hinterlassen 
haben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unterneh- 
men, um hier Abhilfe zu schaffen? 

13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung, notfalls im Wege 

Dr. Arndt der Gesetzesinitiative, dem vom Arbeitskreis I 

der Arbeitsgemeinschaft der Innenministerien 
der Bundesländer am 17./18. November 1952 
In Hamburg eingenommenen Standpunkt ent- 
gegentreten, daß das sogenannte „Sammlungs- 
gesetz“ vom 5. November 1934 noch gelte, und 
klarstellen, daß dieses sowohl wegen seiner Ab- 
leitung aus dem nichtigen „Ermächtigungs- 
gesetz“ Hitlers als auch infolge seiner national- 
sozialistischen Zielsetzung ungültige „Samm- 
lungsgesetz“ jedenfalls mit dem Bonner Grund- 
gesetz unvereinbar ist? 

Teilt die Bundesregierung die Rechtsauffas- 
sung, daß das sogenannte „Sammlungsgesetz" 
insbesondere wegen Verstoßes gegen die 
Grundrechte der Glaubens- und Gewissens- 
freiheit (Art. 4 GG), der auch In Spenden zum 
Ausdruck kommenden Meinungsfreiheit (Art. 

5 GG) und der Freiheit der politischen Partei- 
bildung (Art. 18 GG) verfassungswidrig ist? 

Wie soll die Rechtsunsicherheit behoben wer- 
den, daß das sogenannte „Sammlungsgesetz“ 
nur In vereinzelten Fällen willkürlich ange- 
wandt, im allgemeinen aber mit Recht — z. B. 
bei spontanen Spendenaufrufen auf Grund von 
Notständen oder Katastrophen (Ungarnhilfe) 
— gar nicht mehr beachtet wird? 


Bonn, den 23. November 1956 
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